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Arbeitsgemeinschaft der Hauptpersonalräte

Arbeitsgemeinschaft der obersten Landesbehörden

Rechtsstreitverfahren zur Sonderzahlung 2007

Sehr geehrte Damen und Herren,

wie bereits bekannt, wurde in Abstimmung mit dem Landesbesoldungsamt für den Lan-
desbereich festgelegt, dass zur Klärung der Rechtsfrage verschiedene Einzelfälle als Mus-
terverfahren durchgeführt und die übrigen Verfahren bis zu einer rechtskräftigen Entschei-
dung ruhend gestellt werden. Der Kommunalbereich und die sonstigen der Aufsicht des
Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen wurden gebeten, dortige
Verfahren ebenfalls ruhend zu stellen.

Für den Fall einer wider Erwarten erfolgenden rechtskräftigen höchstrichterlichen Verurtei-
lung des Landes sollte nach Auffassung der Landesregierung der Gleichbehandlungs-
grundsatz auch für diejenigen Kräfte, die bislang keinen Antrag gestellt haben, gelten. Zur
Umsetzung würde ein entsprechendes Gesetzgebungsverfahren auf den Weg gebracht
werden.

Ich bitte um Kenntnisnahme und Unterrichtung der Ihrer Aufsicht unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten etc.. Mit Blick auf die bislang eingegangene Antragswelle wird ergän-
zend gebeten, dieses Schreiben allen Beamtinnen und Beamten Ihres Bereichs in geeig-
neter Weise bekannt zu geben.

Mit freundlichem Gruß


